
Gegensteuern 
am Arbeitsmarkt 

Die 
Lage am österreichi-

schen Arbeitsmarkt ist 
problematisch. Die Ar-
beitslosenrate steigt und 
steigt. Laut Angaben des 

Sozialministeriums waren im Juli 376.522 
Menschen ohne Beschäftigung. Der An-

gegensteuern. Doch von der Politik kom-
men vielfach völlig falsche Signale und 
Forderungen, wie etwa die Erhöhung der 

Lohnnebenkosten, Forderungen nach Ar-
beitszeitverkürzung, genereller sechsten 

Urlaubswoche, Überstundeneuro oder 
gesetzlichen Quotenmodellen für Ältere 
und Lehrlinge", kritisiert IV-Präsident 
Georg Kapsch. Das ist gerade deshalb der 
falsche Weg, als etwa die Arbeitskosten 
in Österreich zwischen 2008 und 2014 um 
enorme 21 Prozent gestiegen sind. 

"Das Land braucht Aufbruchsstimmung -

der Kern dabei ist: Arbeitsplätze, 
Arbeitsplätze und nochmal Arbeitsplätze, 
um allgemeinen Wohlstand und sozialen 
Zusammenhalt auf Dauer zu sichern." 
IV-Präsident Georg Kapsch 

Weniger Standortqualität, mehr 
Arbeitslose 
Während Österreich die längste Zeit 
gegenüber anderen EU-Ländern einen 
Wachstumsvorsprung hatte, ist dies heute 
nicht mehr der Fall. Durch verschlepp-

stieg im Vergleich zum Juli des Vorjahres 
beträgt 7,2 Prozent. "Wir müssen dringend Fotos: 

IV-OÖ/Krügl. 
lstockphoto.com/ttjri 
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REFORM Die steigende Arbeitslosigkeit wird immer mehr zum 
Problem für Österreich. Für einen echten Turnaround braucht es 
mutige Veränderungen. In ihrem Arbeitsmarktpaket bringt die 
Industriellenvereinigung auf den Punkt, was zu tun ist. 

Kern dabei ist: Arbeitsplätze, Arbeits-
plätze und nochmal Arbeitsplätze, um 
allgemeinen Wohlstand und sozialen Zu-
sammenhalt auf Dauer zu sichern." 

Einbruch bei Investitionen 
Erhebungen der Industriellenvereinigung 
zeigen: Es ist ein regelrechter Einbruch 
bei den Ausrüstungsinvestitionen zu ver-

zeichnen. Erweiterungsinvestitionen sta-
gnieren auf niedrigem Niveau bei 21 Pro-
zent - in Deutschland sind sie hingegen 
mit rund 35 Prozent das dominierende 
Motiv vor Ersatzinvestitionen. In Öster-
reich werden in erster Linie Ersatz- (41 
Prozent) und Rationalisierungsinvestiti-
onen (27 Prozent) vorgenommen. Kapsch: 
"Österreich geht das Geld für die Zukunft 
aus. Nur mehr ein Viertel aller Bundes-

te Reformen sinkt die Standortqualität 
kontinuierlich. Das aktuelle IMD-Ran-
king veranschaulicht den Erosionspro-
zess: Unter 61 teilnehmenden Ländern 
ist Österreich auf Platz 26 zurückgefallen. 
Vor acht Jahren lag Österreich noch auf 
Rang elf. Besonders schlecht schneidet 
der Standort bei den Indikatoren Höhe 
der Einkommensteuer verglichen mit 
dem BIP pro Kopf (60. Platz und damit 

Vorletzter), wirtschaftlicher und sozialer 
Reformbedarf (60. Platz) sowie Anpas-
sungsfähigkeit der Politik am wirtschaft-
liche Herausforderungen (59. Platz) ab. 
Ein wenig überraschendes Resultat, so 
Kapsch: "Die Unternehmen sind verunsi-
chert. Das wirkt sich auf die Investitionen 
und den Arbeitsmarkt direkt aus. Das 
Land braucht Aufbruchsstimmung - der 
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lisierung der Arbeitszeit auf betrieblicher 
Ebene die richtige Maßnahme", erklärt 
IV-Generalsekretär Neumayer. 

Mehr Attraktivität für Erwerbstätigkeit: 
Leistung und Eigeninitiative müssen be-
lohnt sowie Eigenverantwortung geför-
dert werden. IV-Präsident Kapsch: "Wer 
Leistung erbringt, soll nicht das Gefühl 
haben müssen, der Dumme zu sein." 

Reformen für den Arbeitsmarkt 
Vor diesem Hintergrund hat die Indus-
triellenvereinigung ein arbeitsmarktpoli-
tisches Reformpaket entwickelt (sh. Ka-
sten), das neben der Modernisierung der 
Arbeitszeit u.a. eine substanzielle Reduk-
tion der Lohnnebenkosten vorsieht. Spiel-
raum dafür besteht etwa im Bereich des 
Familienlastenausgleichsfonds (FLAF), 
des Insolvenz-Entgeltfonds (IEF) und 
der Unfallversicherung (UV). IV-Ziel ist 
eine schrittweise, deutliche Lohnneben-
kostensenkung insbesondere durch die 
Reduktion des FLAF-Beitrags um einen 
Prozentpunkt von derzeit 4,5 auf 3,5 Pro-
zent. Notwendig sind aber auch praktika-
blere tägliche Höchstarbeitszeitgrenzen 
und eine bessere, praxisnähere Verteilung 
der Normalarbeitszeit. 

Vorbild Deutschland 
Dass eine Entfesselung des Arbeits-
marktes von unzeitgemäßen Bestim-
mungen der richtige Weg ist, zeigt das Bei-
spiel Deutschland. Das Land konnte seine 
Arbeitslosenquote in den letzten zehn 
Jahren substanziell senken. Das Centre 
for Research and Analysis of Migration 
(CReAM) kam in einer Studie ("Front 
Sick Man of Europe to Economic Super-
star: Germany s Resurgent Economy") 
zum Schluss, dass der wirtschaftliche Auf-
stieg Deutschlands seit den 1990er-Jahren 
in besonderem Maß auf die Flexibilität 
des deutschen Lohnfindungssystems zu-

rückzuführen ist. Insbesondere die zuneh-
mende Verlagerung der Lohnverhand-
lungen von der überbetrieblichen auf die 
betriebliche Ebene hat die Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
wesentlich unterstützt. Die Hartz-Re-
formen haben dazu beigetragen, dass die 
Anzahl der Arbeitslosen in der Grundsi-
cherung in Deutschland seit 2005 um fast 
ein Drittel gesenkt werden konnte. 

In Österreich wurden solche struktu-
rellen Verbesserungen im Zuge der Ein-

muss. Wir brauchen eine Evaluierung der 
Staatsaufgaben. Unser Föderalismus, wie 
wir ihn leben, kostet ein Vermögen", stellt 
IV-Präsident Kapsch klar. 

Mehr auf Betriebsebene lösen: Gerade in 
konjunkturell herausfordernden Zeiten 
muss ein Um- und Andersdenken ein-
setzen, um den Unternehmen die Rah-
menbedingungen zu ermöglichen, die sie 
für erfolgreiches Wirtschaften und neue 
Arbeitsplätze brauchen. "Wenn man Ar-
beitsplätze schaffen will, ist eine Flexibi-

ausgaben sind Zukunftsinvestitionen." 
Und während bei der Arbeitslosigkeit im 
EU-Schnitt ein Rückgang zu beobachten 
ist, weist Österreich im Jahresvergleich 
nach Finnland den zweithöchsten An-
stieg in der gesamten Europäischen Uni-
on auf - und liegt aktuell nur mehr auf 
Rang sechs. IV-Generalsekretär Chri-
stoph Neumayer bringt das Problem auf 
den Punkt: "Die Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt sowie der Investitionen in 
Österreich sind ein zeitlich verzögertes 
Spiegelbild standortpolitischer Versäum-
nisse." 

Endlich umdenken 
Wo Österreich umdenken und endlich 
richtig handeln muss, ist aus Sicht der IV 
klar: mehr Freiheit und Flexibilität. Die 
österreichische Wirtschaft braucht ein 
Mindestmaß an Flexibilität und unter-

nehmerischer Freiheit, um im internatio-
nalen Wettbewerb mithalten zu können. 
Neumayer: "Unsere Unternehmen leiden 
unter einer Vielzahl sinnloser Auflagen 
und Regulierungen, was ihre Wettbe-
werbsfähigkeit schwächt und negative 
Folgen für die Beschäftigung im Land 
hat." Konkret braucht Österreich etwa 
ein Sammelgesetz, das die schädlichsten 
und investitionshemmendsten bürokra-
tischen Regelungen beseitigt. Parallel 

zur Bundesebene 
sollen auch in al-
len Bundeslän-
dern Entbürokra-
tisierungspakete 
auf Landesebene 
erlassen werden. 
"Der Staat muss 
sich auf seine 
Kernaufgaben 
konzentrieren. Es 
gibt viele Aufga-
ben, die der Staat 
nicht erfüllen 

"Ungleichheit hat 
viele Gesichter. Der 
wichtigste, größte und 
nachhaltigste Grund 
für Ungleichheit liegt in 
der Bildung und in der 
daraus resultierenden 
Chancenungleichheit." 
Hannes Androsch, Finanzminister a.D. 
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IV-Präsident Georg Kapsch und der Unternehmer und ehemalige Finanzminister Hannes Androsch skizzierten bei einem Pressegespräch in Alpbach die wichtigsten 
Reformnotwendigkeiten für Österreich. 

Fazit von IV-Präsident Georg Kapsch: 
"Eine deutliche, nachhaltige Abnahme 
der Arbeitslosigkeit gibt es nur bei einer 
deutlichen Zunahme des Reformtempos 
in der Arbeitsmarkt-, Standort- und Bil-
dungspolitik. Aber wir sollten nicht im 
derzeitigen Zug Gas geben, sondern den 
Zug wechseln." GS 

FACTBOX 
Das IV-Arbeitsmarktpaket 
auf einen Blick 
  Substanzielle Senkung der Lohnnebenkosten 

insbesondere beim Familienlastenaus-
gleichsfonds (FLAF), dem Insolvenz-
Entgeltfonds (IEF) und der Unfallver-
sicherung (UV) 

  Stärkung der Gestaltungsmöglichkeiten 
auf Betriebsebene insbesondere im Arbeits-
zeitrecht 

  Praxisgerechte Kurzarbeitsregelung 

  Reform der Notstandshilfe bzw. Integration 
in die Mindestsicherung 

  Weiterentwicklung der Zumutbarkeitsbe-
stimmungen für Arbeitssuchende, etwa bei 
den Wegzeiten 

  Mehr Effizienz und Effektivität der AMS-För-
derinstrumente durch stärkeren Fokus auf 
beschäftigungsfördernde Maßnahmen 

  Verstärkter Einsatz von Eingliederungsbeihil-
fe und Kombilohn 

  Förderung der betriebsnahen Qualifizierung 
für höheren Arbeitsmarkterfolg 

führung der bedarfsorientierten Min-
destsicherung nicht durchgeführt. Die 
Notstandshilfe wird weiterhin grund-
sätzlich zeitlich unbegrenzt gewährt. Die 
Zahl der Notstandshilfebezieher ist in 
Österreich zuletzt besonders stark ange-

stiegen. Einen wesentlichen Unterschied 
spüren die Unternehmen direkt bei den 
Arbeitskosten: Während der Arbeitslo-
senversicherungsbeitrag in Deutschland 
in den letzten Jahren auf drei Prozent 
(Aufteilung je zur Hälfte auf Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer wie in Österreich) 
gesenkt wurde, beträgt er in Österreich 
weiter sechs Prozent. 

MINT-Chancen nutzen 
Mit Blick auf die Zukunft ist entschei-
dend, dass sich Angebot und Nachfrage 
am Arbeitsmarkt besser finden. In Euro-
pa könnten bis 2025 vier Millionen neue 
Jobs im technischen Bereich entstehen. 
In Österreich stellt der MINT-Bereich 
in den nächsten Jahren den Großteil 
jener Berufsgruppen mit dem höchsten 
Jobwachstum dar. Ihm werden bis zu 
vier Prozent Zuwachs prognostiziert. 
Insgesamt werden bis 2020 fast 40.000 
neue MINT-Jobs entstehen. 

IV-Präsident Kapsch: "Um Industrie 4.0 
als Chance für den Standort nützen zu 
können, ist der Ausbau von MINT- und 
IT-Kompetenzen der Schlüssel dazu. Die 
benötigten Qualifikationen im MINT-

und IKT-Bereich werden weiter zuneh-
men." Derzeit haben aber schon acht von 
zehn Industrieunternehmen Rekrutie-
rungsprobleme in Zukunftsbereichen wie 
Technik, Produktion oder F&E. 

Die Industrie fordert neben der Arbeits-
markt- auch die Bildungspolitik zur Lö-
sung der Beschäftigungsprobleme: Sie 
muss u.a. für einen begeisternden schu-
lischen MINT-Regelunterricht sorgen, 
das Erfolgsmodell HTL forcieren sowie 
die MINT-Hochschulbildung ausbauen 
und attraktivieren. Dass Bildung ein ent-
scheidender Ansatzpunkt für die nach-
haltige Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
ist, sollte außer Frage stehen: Mehr als 47 
Prozent der Arbeitslosen haben keine die 
Pflichtschule übersteigende Schulbildung 
aufzuweisen. Für IV-Präsident Kapsch 
ist klar: "Es muss uns gelingen, der Ge-
sellschaft zu erklären, dass Bildung einen 
Wert an sich hat." 

"Ungleichheit hat viele Gesichter. Der 
wichtigste, größte und nachhaltigste 
Grund für Ungleichheit liegt in der Bil-
dung und in der daraus resultierenden 
Chancenungleichheit", betonte der Vor-
sitzende des Rates für Forschung und 
Technologieentwicklung, Hannes An-
drosch, bei der gemeinsamen Pressekon-
ferenz mit Kapsch in Alpbach, wo er auch 
die "provinziell geistige Windstille" im 
Land kritisierte. 
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